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Haushaltspolitsche Erklärung der FWV-Fraktion 2010PRIVATE 

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister Schuler,

Sehr geehrte Frau Erste Bürgermeisterin Horn,

Sehr geehrter Herr Finanzbürgermeister Dr.Vonderheid,

Meine Damen und Herren,

das wussten wir schon vor einem Jahr:

Wir stehen vor einem Abgrund. 

Derzeit ist die Frage noch offen, ob wir nur einen großen Schr​itt weiter sind und uns im freien Sturz befinden oder ob wir mit genügend Anlauf den Ab​grund überspringen; das wird die Zukunft weisen.

Wie sieht die aktuelle Situation, gerade auch unter Berücksich​tigung des von der Verwaltung zur Beschlussfassung vorgelegten Haushaltsplanentwurfes, aus?

Die Konjunktur lahmt, die Gewerbesteuer ist massiv eingebrochen. Gleichzeitig müssen wir aber über Umlagen, auf deren Höhe wir keinen Einfluss haben, weitaus höhere Beträge als wir an Grund- und Gewerbesteuern einnehmen, wieder abführen. Dadurch trifft uns die derzeiti​ge Konjunktur-Krise, sowohl auf der Einnahmen, wie auch auf der Ausgabenseite, umso härter. 

Es wäre verfehlt, damit zu rechnen, dass sich die Umlagen in den nächsten Jahren nach unten entwickeln, da absehbar ist, dass Ausgaben, insbeson​dere für Sozialleistungen, steigen werden.

Überdies wurden wir letztes Jahr auch vom Regierungspräsidium dazu ermuntert, im Rahmen des Konjunkturpaketes 2 zusätzliche Investitionen zu tätigen, um so die Konjunktur, auch in dieser Raumschaft, zu stützen.

Auf der anderen Seite begrenzt jedoch das Regierungspräsidium, als unsere Aufsichtsbehörde, die zusätzliche Neuver​schuldung.

Dies trifft uns zwar im Moment mit großer Härte, ist aber unse​rer Meinung nach durchaus gerechtfertigt. 

Immerhin sieht die mittelfristige Finanzplanung auch für den Fall, dass sämtliche von der Verwaltung vorgeschlagenen Konsoli​dierungspunkte beschlossen würden, vor, dass die Verschuldung vom Stand 2009 mit 56,4 Mio​.EUR auf 67,4 Mio.​EUR im Jahr 2010 an​steigt. Bis zum Jahresende 2013 soll die Verschuldung ca. 95 Mio.EUR betragen.

Dies entspricht nahezu einer Verdoppelung der städtischen Schul​den in einem Zeitraum von nur 5 Jahren. Hierbei dürfte jedem klar sein, dass eine noch höhere Verschuldung unverantwortlich wäre und insoweit auch das Anliegen des Regierungspräsidiums durchaus sachgerecht ist.

Im Vergleich zu anderen Kommunen tangiert uns die derzeitige Krise deshalb stärker, als wir seit ca. 25 Jahren einen Schul​denberg in der Größenordnung von 50 Mio.EUR vor uns her​schieben.

Hätten wir für diesen Betrag im entsprechenden Zeitraum keine Zinsaufwendungen zu tätigen gehabt, so würden wir heute wesent​lich besser dastehen.

Auch können wir nicht damit rechnen, dass wir dauerhaft über das aktuelle niedrige Zins​niveau verfü​gen. Ein Zinsanstieg in der Zukunft beeinträchtigt wiederum unsere Handlungsfähigkeit. Als Beispiel: Allein der Zinsaufwand bei einer Ver​schuldung von 95 Mio.EUR mit einem Zinssatz von 4 % würde jährlich 3,8 Mio.EUR betragen.

Unser Problem an sich ist also ein Strukturelles. Wir haben uns viele Annehmlichkeiten geleistet und die Bürger haben sich an dieselben gewöhnt.

Es zeigt sich deutlich, dass die Stadt jahrelang über die Ver​hältnisse gelebt hat. Gerade auch wir müssen dies be​dau​ernd zur Kenntnis nehmen. Die "Freien Wähler" haben sich in den letz​ten Jahren massiv für einen Schu​ldenabbau eingesetzt. Dies ist bis einschließlich dem Jahr 2008 auch wiederholt in der Größen​ord​nung von 1 Mio.EUR jährlich - auch gegen erheblichen Wider​stand anderer Gruppierungen - gelungen. Es zeigt sich je​doch, dass dies nicht ausreicht, um die bestehende Krise ohne tief​greifende Einschnitte zu überstehen.

Es führt aber nicht weiter, wenn wir über diese Situation lamen​tieren. Vielmehr ist es geboten - und jetzt möchte ich mein eingangs erwähntes Bild wieder aufgreifen - dass wir hier nicht nur einen Schritt nach vorne machen und dabei abstürzen, sondern mit genügend Anlauf und Vehemenz den Abgrund, der sich vor uns auftut, überspringen.

Unserer Meinung nach reicht hierzu jedoch der vorliegende Haus​haltsplanentwurf nicht aus. 

Hinweise darauf, dann eben keine 

Umlagen wie beispielsweise die Kreisumlage abzuführen, helfen da nicht weiter. Immerhin benötigt der Kreis, der durch​aus wichtige Aufgaben erfüllt, dazu die notwendigen finan​ziellen Mittel, wenngleich hier auch beim Kreis eine deutli​chere Ausgabenkritik angezeigt wäre.

Im Umlagebereich sehen wir Einsparpotenziale in der Abschaffung einer Entscheidungsebene. Nachdem die große Politik der Meinung war, zahlreiche Aufgaben dem Bereich der Kreisver​waltungen zuzu​ordnen, macht es wenig Sinn, nochmals eine Zwischenent-

schei​dung​sebene im Pla​nungsbereich, beispielsweise beim Verband Region Stuttgart anzu​siedeln. Eine solche zusätzliche Ebene kostet uns über Um​lagen und Steuer​gelder erhebliche Mittel und bindet im Rahmen zusätzli​chen Verwaltungsaufwandes nochmals personelle Resourcen. Diese könnten anders effektiver eingesetzt werden. Hier ist die Landespolitik gefordert.

Wir als Kommune müssen uns - auch um den Preis eines gewissen Attraktivitätsverlustes - auf die gesetzlich vorgeschriebenen Pf​lic​htaufgaben konzentrieren. Das heißt nicht, dass wir uns gänz​lich aus allen Freiwilligkeitsleistungen zurückziehen. Es müssen hier jedoch eindeutige Schwerpunkte gebildet werden. Auch können wir als große Kreisstadt nicht mehr unentgeltlich für Einwohner der umliegenden Kommunen vom Leonberger Steuerzahler subventionierte Dienstleistungen zur Verfügung stellen.

Auf jeder Ebene wäre es sachgerecht, wenn der, der Aufgaben statuiert, auch klarlegt, womit er diese bezahlen will. Aktuell ist hier der Betreuungsanspruch für die einjährigen Kinder zu nennen. Die kon​se​quente Um​setzung die​ses Zieles würde uns jähr​lich zu​sätzlich ca. 2 Mio.EUR kosten.

Wir denken, es ist an der Zeit, den Bürgern zu sagen, dass wir dies - zumindest nicht bis 2013 - uneingeschränkt leisten kön​nen.  

Steuern:

Derzeit gilt bei uns ein Grundsteuerhebesatz von 385 Punkten. Auf der Basis der Vergleichswerte für das Jahr 2009 waren wir damit der Spitzenreiter im Landkreis Böblingen. Gerade aber die Tatsache, dass umliegende Kommunen wesent​lich niedrigere Hebe​sät​ze haben und diese trotz der Kon​junktur​krise, nicht angehoben haben, macht es für uns wenig plausibel, hier in dem von der Verwal​tung vorgeschlagenen Umfang an der Steuer​schraube zu dre​hen. Es ist zwar richtig, dass wir alleine durch Einsparungen kurzfristig nicht das von der Rechtsaufsichtsbehör​de vorgegebene Konsolidierungspotenzial erreichen können.

Eine Erhöhung der Grundsteuer um nahezu 25 % absolut ist aber inakzeptabel.

Auch andere Gründe sprechen gegen eine Erhöhung der Grund​steuer:

Diese ist zwar zunächst von jedem Grundstückseigentümer zu be​zahlen und lässt sich einfach und sicher kalkulieren.

Üblicherweise wälzen die Grundstückseigentümer jedoch die hier​durch verursachten höheren Kosten auf die Mieter ab, sodass nahezu wieder jeder entsprechend bela​stet wird. Dieser Effekt kummuliert sich mit den von Bundes- und Landesgesetzgeber vor​geschriebenen Modernisierungsmaßnahmen im Bereich der energeti​schen Sanierung von Häusern, die auch bezahlt werden müssen.

Ferner halten wir es bei der derzeitigen Wirtschaftssituation für wenig sinnvoll, über eine Erhöhung der Gewerbesteuer nachzu​den​ken. Ein entsprechendes Aufkommen ist, wie die aktuelle Si​tuation zeigt, nahezu nicht planbar und würde darüber hinaus möglicher​weise noch zu einer Abwanderung ansässiger Betriebe füh​ren. Stattdes​sen schlagen wir vor, im Bereich von Freiwillig​keits​leistungen nachhaltig einzusparen. 

Zudem sollten wir in kreativer Weise darüber nachden​ken, welche zukünftigen Einnahmequellen wir uns erschließen können. Zu den​ken wäre hierbei an die Erhebung eines Entgeltes für die Nutzung städtischer Dächer zur Gewinnung von Energie über Kol​lektoranla​gen oder den Betrieb von Sonnenkollektoren​

durch die Stadt.

Ein weiteres Einnahmepotenzial könnten wir uns dadurch erschlie​ßen, dass wir für öffentliche städtische Gebäude gegen Entgelt die Namensrechte vergeben. Es gibt sicher Unternehmen, die einen entsprechenden werblichen Effekt nutzen möchten und zugleich ihre Verbundenheit zum Standort Leonberg zum Ausdruck bringen könn​ten.

Städtebau:
Wir "Freien Wähler" sind für die zügige Bearbeitung des Stadt​umbaues im Bereich Leonberg Mitte. Wir freuen uns, dass wir einen tatkräftigen Investor als Partner haben. Wir wissen jedoch auch, dass in den derzeit zur weiteren Planung anstehenden Un​terlagen die Handelsfläche im Stadtumbaugebiet um ca. 2000 Qua​dratmeter aufgestockt wurde. Wenn man die bisherigen Erkennt​nisse aus den vorliegenden Gutachten zu Grunde legt, sollen sämtliche Handelsflächenpotenziale im Bereich des früheren Wü​sten​rotgelän​des und des Postareals angesiedelt werden. Es stellt sich die Frage, wie dann künftig der von sämtlichen Planern vorgeschlagene Brückenschluss zwischen Leo Center / Rö​merga​lerie einerseits und dem Stadtumbaugebiet andererseits mit​tels Han​delsflächen flankiert werden soll.

Besteht für diese zusätzlichen Flächen dann auch noch unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten Bedarf?

Ferner sollte nach unserer Auffassung einer der künftigen Anker​mieter im Bereich des Stadtumbaugebietes oberirdisch und im östlichen Teil desselben untergebracht sein, um so auch poten​zielle Käufer aus der Insellage herauszulocken und ein Funktio​nieren der anderweitigen Handelsflächen zu ermöglichen.

Auch kann eine optimierte Stadtplanung zur Erschließung weiterer Einnahmepotenziale führen. Wir denken hier an die Erschließung und Veräußerung eines Bereichs des Stadtparkes entlang der Ber​liner Straße oberhalb des Gebietes Lobensteiner Straße. Wir rechnen hier bei einer zügigen Umsetzung mit Einnahmen, unter Berücksichtigung der Erschließung, von ca.3 Mio.​EUR. Diese könn​ten den absehbaren finanziellen Engpass im Jahr 2013 ab​mildern.

Weiter sehen wir in einer zügigen Umsetzung des in der Planung befindlichen Baugebietes Ezach 3 Einnahmepotenziale, die der Stadt bereits im Rahmen der Umwand​lung zu Bauland zufliesen können. Durch die Aufwertung von Landwirt​sch​aft​sfläche zu Wohn​baufläche ergibt sich zudem ein gesteigertes Grundsteuerauf​kom​men bezüglich der Grundsteuer B. Überdies wür​den neue Einwohner dazu führen, dass hier ein gewisser Ausgleich im Rahmen der anteili​gen Zah​lung aus der Einkommensteuer für zusätzliche Ein​wohner erzielt werden könnte.

Für den Fall - und wir hoffen, dass dieser möglichst bald ein​tritt - dass die Konjunktur wieder anspringt, haben wir immer

​noch kein zusätzliches Gewerbegebiet. Ein solches ist unserer Auffas​sung nach unverzichtbar, um investitionswilligen Firmen die Chance zu geben, in Leonberg zu investieren. Dies gilt un​abhängig davon, ob es sich um Neuansiedlungen handelt oder um mögliche Alternativ- oder Erweiterungsstandorte für bereits hier ansässige Firmen. Dann würden sicher auch die Handlungsmöglich​keiten des Wirtschaftsförde​rers ausgeweitet.

Unsere vorhandenen Gewerbegrundstücke sollten deutlich sicht​barer vermarktet werden, beispielsweise durch Aufstellung eines Werbeturmes.

Das städtische Eckgrundstück in der Hertichstraße - das ehemali​ge Betonwerk - könnte durchaus positiver angebo​ten werden. Zur Zeit bekommt der Betrachter jedoch eher den Ein​druck, als ob dort ein Biotop entstehen soll.

Einsparungen im organisatorischen Bereich:
Wir halten es für richtig, wie im Bereich der Sozialstationen zwischen Leonberg und Gerlingen geplant, hier eine Zusammenfüh​rung der beiden örtlichen Institutionen voranzutreiben. Dadurch können Verwaltungskosten eingespart werden.

Es wird in Zukunft verstärkt das Augenmerk darauf zu richten sein, ob sich nicht weitere Bereiche zur interkommunalen Zusam​men​arbeit anbieten.

Wir haben erhebliche Zweifel, ob der Verwaltungsvorschlag, sämt​liche Jugendhäuser zu schließen, so inhaltlich umgesetzt werden sollte. Zwar wird vom Gesetzgeber nicht vorgeschrieben, ob und wie viele Jugendhäuser wir zu unterhalten haben. Klar ist, dass auch in diesem Bereich Kürzungen erfolgen müssen. Ins​gesamt halten wir es für nicht opportun, den Trägern der öffent​lichen Jugendarbeit den Geldhahn komplett zuzudrehen und gleich​zeitig im Gegenzug die Zuschüsse an andere Vereine auszu​weiten. Dies ist gerade auch den jungen Bürgern so nicht ver​mittelbar. 

Immer​hin sieht der derzeit vorliegende Haushalts​plan​entwurf vor, dass die Unterhaltszuschüsse für Sportvereine, Kul​tur​vereine und sonstige Vereine von 151.500 EUR auf 190.700 EUR , mithin um 39.200 EUR erhöht werden. Auch in diesem Bereich wäre nach unse​rer Auffassung eine moderate Absenkung der Unter​haltszu​schüsse angezeigt. Immerhin betragen die gesamten frei​willigen Zuschüsse an Vereine im Jahr 2010 gemäß Planentwurf ca. 506.000 EUR.

Auch diese Zuschüsse werden voll über städ​tische Kreditaufnahmen finanziert.

Im Bereich der Untersuchung, ob durch Umorganisation Einsparun​gen möglich sind, ist grundsätzlich zu klären, ob und wenn ja in welcher Rechtsform unsere Bäderbetriebe künftig fortge​führt werden sol​len.

Ob und in welcher Rechtsform, beispielsweise über einen Träger​verein, kann das Stadtmuseum weiter betrieben werden?

Warum erheben wir für die Nutzung öffentlichen Parkraumes keine angemessenen Gebühren? 

Ferner beantragen wir, jährlich eine Gebührenanpassung vorzuneh​men, um die vom Gemeinderat festgelegten Kostendeckungsgrade mindestens zu erreichen.

Dies betrifft die Kinderbetreuung, das Friedhofswesen, die Vo​lks​hochschule, die Jugendmusikschule, die Bücherei, die Bäder, die Park- und Marktgebühren.

Wenn wir in vielen Bereichen eine Erhö​hung des Kostendeckungs​grades, wie beispielsweise im Friedhofs​wesen unterstützen , den​ken wir dabei nicht in erster Linie an eine Erhöhung der Gebüh​ren, sondern eine Senkung der Kosten durch effektivere Struktu​ren.

Auch ist - und zumindest insofern sind wir mit dem Verwaltungs​vor​schlag einverstanden - die Senkung der laufenden Zuschüsse für die Stadthalle erforderlich.

Ob und gegebenenfalls, wie können die Volkshochschule und die 

Ju​gend​musikschule weitergeführt werden?

Zusammen beträgt hier der jährliche Zuschuss 1 Mio.EUR. Dies ist so in Zukunft nicht mehr leistbar. Mittelfristig werden wir daran denken müssen, den Betrieb zurückzufahren.

Unterhalten wir nicht im Bereich der Sozial​station und der Se​niorenfachberatung Doppelstrukturen, die wir einsparen können?

Brauchen wir beim Pferdemarkt eine teuere hypologische Fachta​gung, sowie Kommentatoren zum Umzug, als Rahmenprogramm ?

Im Bereich der freiwilligen Feuerwehr beantragen wir die Fort​schreibung des Leonberger Modells, das unserer Meinung nach in die Jahre gekommen ist. Es geht darum, nicht kurz​fristig zu handeln, sondern auch für die nächsten 20 Jahre die Einsatz​fä​higkeit zu erhalten. ​Zur Erfül​lung dieser Auf​gabe, soll​te unse​rer Meinung nach eine Kom​mision gebildet wer​den. In der Kommi​sion sollte je ein Frak​tion​svertreter , ein Mitglied der Verwal​tungs​spitze,der Feuer​wehr​kommandant und sein Stellver​tre​ter, sowie der Kreis​brandmei​ster, mitwirken.

Zu den Überlegungen zur künftigen Struktur der Stadt gehört auch das Über​denken von Zukunftsinvestitionen. Zur Zeit schieben wir Investitionen in der Größenordnung von ca. 20 Mio.EUR vor uns her.

Sind diese tatsächlich erfor​derlich oder kann in Teilen darauf ver​zichtet werden?

Im Bereich des Tief- und Straßenbaues halten wir kurzfristig die Verschiebung von Investitionen in der Größenordnung von EUR 100.000 in die Zukunft für möglich.

Einen nachhaltig konsolidierten Haushalt werden wir nur hinbe​kommen, wenn wir stärker als bislang beabsichtigt, an die Perso​nalkosten her​angehen. Hier kann auch ein Stellenabbau nicht tabu sein.

Auch halten wir es für durchaus sachgerecht, Stellen, die zur Besetzung ausgeschrieben werden, vor der Ausschreibung dem zu​ständigen Ausschuss zur Beschlussfassung vorzulegen.

Einsparpotentiale geringeren Ausmaßes sehen wir in der Beleuch​tung städtischer Gebäude. Es erscheint wenig sinnvoll, wenn beispielsweise abends um 23 Uhr das Hallenbad noch hell erleuch​tet ist.

Ferner beantragen wir die Ampelschaltungen auf den Durchfahrts​traßen, also Eltinger-, Leonberger-, Brennerstraße zu optimie​ren.

Bei den Kostenansätzen für die Ersatzfahrzeugbeschaffung im Bereich des Bauhofes wissen wir sehr wohl, dass entsprechende Investi​tionen teilweise seit längerem geschoben wurden. Hier sind je​doch für den Zeitraum 2010 bis 2013 für die Fahrzeugbe​schaf​fung Investitionen in der Größenordnung von 1,2 Mio. EUR vor​gesehen.

Die entsprechenden Ansätze sind im Planungszeitraum insgesamt zu halbieren.

Ausweislich der uns vorliegenden Unterlagen verfügt das Tiefbau​amt, welches im technischen Rathaus untergebracht ist, über insgesamt 5 Kraftfahrzeuge und das Gebäudemanagement,welches im Postgebäude untergebracht ist, über 3 Kraftfahrzeuge. Aufgrund der räumlichen Nähe beantragen wir, einen gemeinsamen Fahrzeug​pool der beiden Abteilungen zu schaffen und die dort vorhandenen Kraftfahrzeuge auf insgesamt 4 zu begrenzen.

Insgesamt fordern wir auch weiterhin, sofern wir uns überhaupt noch Neubauten und Sanierungen leisten können, die Standards abzusenken. Ich verweise hier nur auf die Planungen zu einem Kindergar​ten-Bauvorhaben, bei dem unter Zugrundelegung ko​sten​kritischer Überlegungen das Kostenvolumen um ca. 1/3 ge​senkt werden konnte. Auch wenn speziell wir "Freien Wähler" von der Verwaltung mit dem Vorwurf konfrontiert wurden, wir würden uns in Angelegenheiten der Verwaltung einmischen, so bin ich der Meinung, dass bei der entsprechenden Kosteneinsparung von ca. 800.000 EUR eine Intervention durch den Gemeinderat geradezu geboten war.

Ich möchte nun das Bild des Abgrundes, vor dem wir stehen, wie​der aufgreifen.

Ich fordere Sie Herr Oberbürgermeister und werte Kollegen im Gremium auf, mit uns zusammen genügend Anlauf zu nehmen, um den Abgrund vor uns zu überspringen. Uns ist bewusst, dass viele der hier gemachten Vorschläge provokant sind. Die hier vorgeschlage​ne Streichliste bedeutet nicht, dass wir die bislang getä​tigten Maßnahmen für un​zweckmäßig halten. Fakt ist jedoch, dass wir, wenn wir ehrlich sind, weit mehr als die sogenannte "Gift​liste" der Verwaltung beraten müssen.

An einem weitergehenden Prozess der Haushaltskon​solidierung werden wir nicht vorbeikommen. Wir hoffen - und dieser Appell richtet sich in erster Linie an die Verwal​tung, dass wir bei künftigen Beratungen als Gemeinderat nicht immer nur gesagt bekommen, dass die Vorschläge, die aus der Mitte des Gemeinde​rats kommen, so nicht gewollt oder unpraktikabel seien.

An dieser Stelle möchte ich mich bei den Mitarbeitern der Ver​waltung bedanken, die uns im seitherigen Haushaltsplanverfahren tatkräftig begleitet haben. Wir wissen, die Anregungen der Mit​glie​der der Haushaltssicherungskommision stellten für Sie teil​weise unangenehme Aufgaben dar.

Auch wenn wir alle auf lieb gewonnenes verzichten müssen:

Nur die konsequente Einleitung und in den Folgejahren auch Fort​führung eines Sparprogramms kann uns wieder richtig handlungs​fähig machen. 

Wie sagte der Schriftsteller Max Frisch: 

" Krise ist ein produk​tiver Zustand. Man muss ihm nur den Bei​geschmack der Katastrophe nehmen."

In diesem Sinne danke ich für Ihre Aufmerksamkeit.

Leonberg, 23.03.2010








Dr.Axel Röckle




